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Beschaffung DMS 

 

 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Engelmann, 

 

Sie baten um die vergaberechtliche Einschätzung eines 

Beschaffungsvorgangs und ließen hierfür durch Ihre geschätzte Frau 

Schoob folgenden Sachverhalt darstellen: 

 

Die Verbandsgemeinde Nahe-Glan möchte für ihre Verwaltung ein 

Dokumentenmanagementsystem DMS anschaffen. Der Auftragswert 

wird für etwa 110.000,00 Euro netto erwartet. Die Verwaltung hat 

eine Markterkundung durchgeführt und sich nach einer Recherche 

im Internet verschiedene in Frage kommende 

Dokumentenmanagementsysteme durch Anbieterpräsentationen 

vorstellen lassen. Ergänzend wurden Erfahrungen anderer 
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Verwaltungen abgefragt und einbezogen. Die Vorbereitung der Beschaffung hat ergeben, dass 

ein bestimmtes DMS den Vorzug verdient, weil es eine einfach zu bedienende 

Benutzeroberfläche hat, geringen Schulungsaufwand für die Beschäftigten bedeutet, eine gute 

Einbindung der E-Mails aus Outlook darstellt, zudem die Postverteilung gut abbildet und eine 

Schnittstelle zum E-Post-System der Deutschen Post bietet. Sie führten aus, dass die 

genannten Vorteile in dieser Kombination nur von einem einzigen DMS dargestellt werden 

können und baten um Begutachtung der Frage, wie der Beschaffungsvorgang aus 

vergaberechtlicher Sicht zu gestalten sei. 

 

Hierzu nehmen wir im Folgenden gerne Stellung. 

 

Am Beginn jedes Vergabeverfahrens steht die Definition der Beschaffung. Im hier vorliegenden 

Fall wäre daher zunächst zu klären, ob Sie irgendein Dokumentenmanagementsystem 

erwerben wollen, also systemoffen ausschreiben wollen, oder ob Sie nach dem Ergebnis Ihrer 

Markterkundung ein bestimmtes, spezifiziertes DMS erwerben möchten. Hierzu teilten Sie mit, 

dass nur ein System geeignet ist, die von Ihnen gestellten wesentlichen Anforderungen, unter 

anderem an Bedienerfreundlichkeit, Kompatibilität mit verschiedenen Schnittstellen und 

Dokumentation von E-Mails, zu erfüllen.  

 

Zu klären ist hier also zunächst die Frage, ob Sie Ihren Beschaffungsvorgang auf das eine 

spezifische DMS konzentrieren dürfen, oder ob das Vergaberecht von Ihnen verlangt, 

systemoffen auszuschreiben, mithin, wie weit das Leistungsbestimmungsrecht des öffentlichen 

Auftraggebers reicht.  

 

I. Zulässige produktspezifische Ausschreibung eines bestimmten 

Dokumentenmanagementsystems 

 

Es ist ständige Rechtsprechung und allgemein anerkannt, dass es grundsätzlich Sache des 

Auftraggebers ist, seinen Bedarf selbst zu definieren und zu entscheiden, welches Produkt er 

nachfragen möchte (beispielhaft OLG Düsseldorf, Beschluss vom 01.08.2012, Verg 10/12;  

Ziekow/Völlink Vergaberecht GWB § 127 Rnr. 6). Das OLG Düsseldorf hat in der zitierten 

Entscheidung ausdrücklich festgestellt: 
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„Bei der Beschaffungsentscheidung für ein bestimmtes Produkt … ist der öffentliche 

Auftraggeber im rechtlichen Ansatz ungebunden. … Die Wahl unterliegt der 

Bestimmungsfreiheit des Auftraggebers.“ 

 

Dabei darf zunächst einmal grundsätzlich nicht auf eine bestimmte Produktvorgabe verwiesen 

werden (§ 31 Abs. 6 VgV, § 23 Abs. 5 UVgO). Ein solcher Verweis, mithin eine 

produktspezifische Beschaffung, ist jedoch ausnahmsweise zulässig, wenn dies „durch den 

Auftragsgegenstand gerechtfertigt“ ist (§ 31 Abs. 6 Satz 1 letzter Halbsatz VgV). Die UVgO 

erlaubt den Verweis auf ein bestimmtes Erzeugnis dann, „wenn ein sachlicher Grund die 

Produktionsvorgabe ansonsten rechtfertigt“, § 23 Abs. 5 Satz 2 UVgO.  

 

Der Grundsatz der produktneutralen Ausschreibung geht nicht so weit, dass ein öffentlicher 

Auftraggeber gezwungen wäre, seinen Bedarf um des Wettbewerbsgrundsatzes willen mit 

einem für seine Zwecke minder geeigneten Produkt zu decken. Ein Auftraggeber ist nicht 

verpflichtet, seinen Bedarf so auszurichten, dass möglichst alle auf dem Markt agierenden 

Teilnehmer leistungs- und angebotsfähig sind (Wirner in Willenbruch/Wieddekind, 

Vergaberecht, noch zu dem gleichlautenden § 7 VOL/A, Rn. 50, VK Schleswig-Holstein, 

Beschluss vom 28.11.2006, VK-FH 25/06). Er hat sich jedoch vor der Festlegung auf ein 

bestimmtes Produkt einen möglichst breiten Überblick über die in Betracht kommenden 

technischen Lösungen zu verschaffen. Ihn trifft die Darlegungs- und Beweislast für die 

ausnahmsweise Rechtfertigung der Vorgabe eines bestimmten Produkts, sodass die 

entsprechende Begründung in die Vergabedokumentation aufzunehmen ist.  

 

Die Anforderungen an die erforderliche Marktanalyse werden von der Rechtsprechung nicht 

genau spezifiziert. Übereinstimmende Meinung ist richtigerweise, dass ein völliges Fehlen einer 

entsprechenden Erkundung vergabefehlerhaft ist und nicht zur Wahl des 

Verhandlungsverfahrens mit nur einem Teilnehmer berechtigt (Urteil der Kommission der 

Europäischen Gemeinschaften vom 18.05.1995, C-57/94 Rnrn. 26, 27; EuGH, Urteil der 

Kommission vom 02.06.2005, C-394/02, Rnrn. 36, 37; EuGH Urteil vom 15.10.2009, C-275/08, 

Rnr. 61). Im letztgenannten Urteil hat der EuGH eine Zulässigkeit der Verhandlungsvergabe mit 

nur einem Teilnehmer abgelehnt, weil die Vergabeart gewählt wurde, „ohne auch nur im 

entferntesten darzutun, … dass die (Auftraggeberin) ernsthafte Nachforschungen … angestellt 
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hätte. Der Auftraggeber muss „vorab mittels einer sorgfältigen Markterforschung feststellen“, 

dass nur ein Unternehmen für den Auftrag in Betracht kommt (VK Hessen Beschl. v. 27.4.2007 

- 69d-VK-11/2007). In dem zu beurteilenden Fall hatte die Vergabekammer Hessen dies 

abgelehnt, weil der Auftraggeber aus den vorliegenden Umständen schließen musste, dass 

auch andere Unternehmen in Betracht kommen würden. Dazu müssen „ernsthafte 

Nachforschungen“ angestellt werden (Ortner in: juris PK Vergaberecht § 14 VgV Rnr. 72). Die 

durchgeführte Prüfung ist von der Rechtsprechung nur eingeschränkt überprüfbar darauf, ob sie 

plausibel und nachvollziehbar erscheint (vergleiche zu den Anforderungen inzident OLG 

Rostock, Urteil vom 25.11.2020. 17 Verg 1/70, Rnrn. 70ff.). 

 

Bereits vorab übersandt hatten wir Ihnen das diesem Schreiben noch einmal ergänzend 

beigefügte oben genannte Urteil des OLG Rostock. Das Urteil befasst sich ausdrücklich mit der 

Vergabe eines Dokumentenmanagementsystems in Wege der Auftragsvergabe im 

Verhandlungsverfahren mit nur einem Teilnehmer und den entsprechenden Voraussetzungen 

und hält dieses in dem entschiedenen Fall für zulässig. Zur Einschätzungsprärogative des 

Auftraggebers und der erforderlichen Markterkundung führt das OLG Rostock aus: 

 

„Ob eine mögliche Alternative oder Eratzlösung vernünftig ist, unterleig dabei der 

Einschätzung durch den Auftraggeber.“ (Rnr. 71) 

 

Die durchgeführte Markterkundung durch Internetrecherche, persönliche Präsentationen und 

die Berücksichtigung der Erfahrungen anderer Verwaltungen bildet den Anbietermarkt für 

Dokumentenmanagementsysteme im wesentlichen ab und erfüllt damit die Vorgaben an eine 

sorgfältige, unvoreingenommene Erkundung des Marktangebotes. Danach gibt es nur ein 

Produkt, das Ihre Anforderungen erfüllt und damit Ihren Beschaffungsbedarf deckt mit dem 

Ergebnis, dass dieses eine konkrete Produkt beschafft werden darf. 

 

Der Auftragswert von geschätzt 110.000,00 Euro netto liegt deutlich unter dem Schwellenwert 

für eine europaweite Vergabe von derzeit 215.000,00 Euro netto. Da es sich um die 

Beschaffung einer IT-Leistung handelt, ist für diese der Regelungsbereich der UVgO 

einschlägig. 
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Diese sieht die Möglichkeit einer Beschaffung bei nur einem Marktteilnehmer ausdrücklich vor. 

Als Vergabeart steht hierfür gemäß § 8 Abs. 4 Nr. 10 UVgO die Verhandlungsvergabe mit oder 

ohne Teilnahmewettbewerb zur Verfügung. Die Vorschrift lautet:  

 

„Der Auftraggeber kann Aufträge im Wege der Verhandlungsvergabe mit oder ohne 

Teilnahmewettbewerb vergeben, wenn die Leistung nur von einem bestimmten 

Unternehmen erbracht oder bereitgestellt werden kann.“ 

 

Sie haben sich für eine proprietäre Software entschieden, das sind geschützte DMS, die nur in 

lizenzierter Form genutzt werden dürfen. Die Tatsache, dass ein Produkt lizenziert ist, heißt 

nicht automatisch, dass es hierfür auch nur einen Anbieter gibt. In manchen Fällen gibt es 

mehrere Vertriebspartner oder Softwarehäuser, bei denen eine Software bezogen werden kann. 

Sie teilten mit, dass dies bei dem von Ihnen gewünschten DMS nicht der Fall ist, sondern dass 

es für dieses einen exklusiven Vertriebspartner gibt. Daher wäre als zweiter Schritt in die 

Vergabedokumentation aufzunehmen, dass das von Ihnen gewünschte Produkt nach dem 

Ergebnis Ihrer Markterkundung tatsächlich auch nur von einem Bieter am Markt angeboten 

wird. 

 

Da also ihr Beschaffungsbedarf nur von diesem konkreten DMS gedeckt werden kann und 

dieses auch nur von einem einzigen Vertriebspartner angeboten wird, bedarf es keiner 

Beteiligung weiterer Bieter am Vergabeverfahren. Das wäre sinnlos, weil keines der weiteren 

Produkte ihren Bedarf zu erfüllen geeignet ist, und wird von den Vergabeordnungen auch 

deshalb nicht verlangt. 

 

Gibt es nur einen Anbieter, so wäre mit diesem gemäß § 8 Abs. 4 Nr. 10 UVgO ein 

Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb durchzuführen, weil ein vorgeschalteter 

Teilnahmewettbewerb nach dem Vorgesagten überflüssig ist. 

 

Ein Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb mit nur einem Bieter ließe sich abbilden 

wie folgt: 

Zunächst müssen Zuschlagskriterien und ihre Gewichtung im Sinne des § 43 Abs. 2 UVgO 

festgelegt werden. Diese können sich erschöpfen in einer rein preislichen Wertung, es können 
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aber auch weitere qualitative Kriterien hinzugezogen werden. In Betracht kommen könnte hier 

zum Beispiel die Zielerreichung hinsichtlich bestimmter qualitativer Punkte, die Verfügbarkeit 

von Kundendienst und technischem Support oder als weiterer preisbildender Faktor auch ein 

eventueller Energieverbrauch oder die Notwendigkeit zur Anschaffung weiterer Hardware-

Komponenten. Sodann wird dem Bieter die Leistungsbeschreibung mit den Anforderungen, die 

das Produkt erfüllen soll, übersandt, und er wird um Abgabe eines Preisangebotes gebeten. Es 

empfiehlt sich, mit der Aufforderung zur Angebotsabgabe festzulegen, dass das Angebot 

verhandelt werden soll, beispielsweise in einer oder zwei Verhandlungsrunden, dass aber ein 

Zuschlag auf das eingegangene Erstangebot vorbehalten bleibt. Das Angebot selbst ist 

zwingend über den Projektraum einer Vergabeplattform einzureichen. Nach Angebotsabgabe 

schließt sich zunächst die inhaltliche Prüfung des Angebotes an. Legt man die bereits in Ihrem 

Hause entwickelte Wertungsmatrix zugrunde, so gibt es sicherlich einzelne Aspekte, die das 

Angebot nicht vollumfänglich erfüllen wird. Entscheiden Sie sich, eine erste Verhandlungsrunde 

durchzuführen, so können Sie diese nutzen, das Angebot einmal inhaltlich im Hinblick auf die 

Zielerreichung zu verbessern, zum anderen aber auch im Hinblick auf die Preisgestaltung. Auf 

das so verhandelte Angebot kann, wenn kein weiterer Verhandlungsbedarf mehr besteht, ein 

Zuschlag erteilt werden. Mit diesem wäre das Vergabeverfahren sodann abgeschlossen. 

 

II. Gestaltung einer Ausschreibung bei mehreren möglichen Anbietern 

 

Sie erbaten vorsorglich Ausführungen dazu, wie sich ein Vergabeverfahren darstellen würde, 

wenn es mehrere Dokumentenmanagementsysteme gäbe, die geeignet wären, ihre Vorgaben 

zu erfüllen.  

 

Auch diesem Verfahren ist die Definition des Beschaffungsbedarfs vorgelagert. In einer 

Leistungsbeschreibung wären zunächst die Mindestanforderungen aufzuführen, die das DMS 

zu erfüllen hat. Ergänzend können weitere Punkte abgefragt und wertungsrelevant gemacht 

werden, die wünschenswert, aber nicht zwingend sind, und in verschiedenen Graden der 

Zielerreichung durch das DMS erfüllt werden, etwa wie mit ihrer vorab übersandten Tabelle 

„LeistungsverzeichnisNG_Entwurf“ vorgeschlagen. 
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Als Ausschreibungsverfahren bei mehreren Bietern stehen dem öffentlichen Auftraggeber nach 

§ 8 Abs. 2 Satz 1 UVgO die Öffentliche Ausschreibung und die beschränkte Ausschreibung mit 

Teilnahmewettbewerb zur Verfügung. Eine Freihändige oder Verhandlungsvergabe ist nur 

möglich bis zu einem Auftragswert von 40.000,00, eine beschränkte Ausschreibung ohne 

Teilnahmewettbewerb nur bis zu 80.000,00 Euro netto. 

 

Zwar könnte auch eine Verhandlungsvergabe gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 1 UVgO in Erwägung 

gezogen werden. Diese ist möglich, wenn ein Auftrag konzeptionelle oder innovative Lösungen 

umfasst. Nun sind Dokumentenmanagementsysteme jedoch schon einige Zeit am Markt, 

sodass sie wahrscheinlich nicht mehr unter den Begriff „innovativ“ fallen. Eine konzeptionelle 

Lösung ist ausgeschlossen, wenn es sich um marktverfügbare Standardprodukte und  

-leistungen handelt (Ziekow/Völlink, Vergaberecht VgV § 14, Rnr. 34). Es wäre daher zuvor zu 

klären, ob das DMS quasi ein „Plug-in“-System ist, das nur aufgespielt werden muss, oder ob 

der Leistungsumfang auch wesentliche konzeptionelle Anpassungen im System selbst oder an 

Ihrer IT-Struktur umfasst. Ist die Leistung nur ein einzufügender IT-Baustein, der nur in 

geringfügigem Umfang Anpassungen der vorhandenen Software erfordert, ist eine Einordnung 

als konzeptionelle Lösung nicht möglich. 

 

Sollten Sie zu der Beurteilung kommen, dass es sich bei der Einführung eines 

Dokumentenmanagementsystems um eine konzeptionelle IT-Lösung handelt, die im Rahmen 

der Beauftragung angepasst, implementiert, und gegebenenfalls nach Ihren Vorstellungen 

entwickelt wird, wäre auch hier die Verhandlungsvergabe nach § 8 Abs. 4 UVgO die 

anzuwendende Vergabeart. Das weitere Verfahren richtet sich nach der Vorgabe, ob ein 

Teilnahmewettbewerb vorgeschaltet werden soll. Dies wäre dann der Fall, wenn Sie nicht 

ausreichend geeignete Unternehmen kennen, die für eine Angebotsabgabe infrage kommen. In 

diesem Fall wären zunächst Eignungskriterien festzulegen, beispielsweise orientiert an der 

Erfahrung, die das Unternehmen mit der Implementierung entsprechender Softwarelösung hat, 

und im Rahmen des Teilnahmewettbewerbs diese Eignung abzufragen. Für die Abgabe der 

Teilnahmeanträge wie auch der Angebote sind jeweils gemäß § 13 Abs. 1 UVgO 

„angemessene“ Fristen zu setzen. Diese sollten für den Teilnahmewettbewerb nicht unter 14 

Tagen betragen. Nach Eingang und Auswertung der Teilnahmeanträge würden die geeigneten 
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Unternehmen aufgefordert werden, ein Angebot abzugeben. Die Angebotsabgabe und die 

anschließenden Verhandlungen würden sich gestalten, wie oben zu I. ausgeführt. 

 

Sollte die fachliche Beurteilung ergeben, dass es sich bei dem zu beschaffenden DMS um eine 

Standardsoftware handelt, steht das Verhandlungsverfahren nicht zur Verfügung, und es 

empfiehlt sich eine Öffentliche Ausschreibung. Eine beschränkte Ausschreibung mit 

vorgeschaltetem Teilnahmewettbewerb macht das Verfahren für die Bieter aufwändiger und 

dauert länger. Da die Eignung der Bieter in diesem Fall genauso gut im Rahmen der 

Öffentlichen Ausschreibung abgefragt werden könnte, möchten wir Ihnen diese Vergabeart zur 

Auswahl empfehlen. 

 

Zur Vorbereitung des Verfahrens sind zunächst die Anforderungen an die Bietereignung zu 

spezifizieren und Zuschlagskriterien festzulegen wie oben beschrieben. Es folgt eine 

bundesweite Veröffentlichung des Auftrags, wobei für die Angebotsabgabe gemäß § 13 Abs. 1 

UVgO eine angemessene Frist zu setzen ist. Dabei könnten Sie sich an der im Vergaberecht 

allgemein üblichen Regelfrist von 30 Tagen orientieren, jedoch könnte die Angebotsfrist auch 

kürzer ausfallen, wenn die Kalkulation für die Bieter keinen großen Aufwand verursacht. Nach 

Eingang der Angebote sind diese zu prüfen und anhand der festgelegten Zuschlagskriterien zu 

werten. Sodann ist auf das wirtschaftlichste Angebot der Zuschlag zu erteilen. Eine 

Verhandlung oder Abänderung der Angebote darf im Rahmen einer Öffentlichen Ausschreibung 

nicht erfolgen. 

 

III. Vorschlag zum weiteren Vorgehen 

 

Sie haben eine sorgfältige, umfassende Markterkundung mittels Internetrecherche, 

persönlichen Präsentationen und Berücksichtigung der Erfahrungen anderer Verwaltungen 

durchgeführt. In deren Folge sind Sie zu dem Ergebnis gelangt, dass nur ein DMS geeignet ist, 

die von Ihnen benötigten Anforderungen zu erfüllen. Dieser erste Prüfungsschritt, wie auch an 

zweiter Stelle, dass dieses DMS von nur einem Bieter angeboten werden kann, sind zur 

Vergabedokumentation zu nehmen.  
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In diesem Fall empfiehlt sich daher, eine Verhandlungsvergabe mit nur einem Bieter 

durchzuführen wie oben zu I. beschrieben. 

 

Wenn Sie zur Vorbereitung des Vergabeverfahrens, etwa zur Durchsicht der Dokumentation der 

Markterkundung, oder zu seiner Durchführung weitere Fragen haben, stehen wir Ihnen hierfür 

selbstverständlich gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Katharina Raue 

Rechtsanwältin 

Fachanwältin für Vergaberecht 

 

[Schreiben in gesetzlicher Textform, daher ohne Unterschrift gültig.] 

 

 

Anlage:  

Urteil des OLG Rostock vom 25.11.2020. 17 Verg 1/70 
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